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Tragende Gründe 

zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Richtlinie über die 

Bedarfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von Überversorgung und 
Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung (ÄBPL-RL): 

Quotenregelung psychotherapeutische Versorgung von Kindern und Jugendli-
chen, hier: redaktionelle Klarstellung zur Feststellung des Versorgungsanteils 

 

 

Vom 18. Februar 2010 
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1. Rechtsgrundlagen 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisationsstrukturen in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV-OrgWG) wurde § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V neu gefasst. Hiernach 
soll durch entsprechende Regelungen in der Bedarfsplanungs-Richtlinie für die Zeit bis zum 
31. Dezember 2013 sichergestellt werden, dass mindestens ein Versorgungsanteil in Höhe 
von 25 % der allgemeinen Verhältniszahl den überwiegend oder ausschließlich psychothera-
peutisch tätigen Ärzten und mindestens ein Versorgungsanteil in Höhe von 20 % der allge-
meinen Verhältniszahl den Leistungserbringern, die ausschließlich Kinder und Jugendliche 
psychotherapeutisch behandeln, vorbehalten ist. 

 
2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit Beschluss vom 18. Juni 2009 hat der Gemeinsame Bundesausschuss die Vorgaben des 
§ 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V umgesetzt. Das Bundesministerium für Gesundheit hat als Er-
gebnis der Prüfung gemäß § 94 Abs. 1 SGB V den Beschluss nicht beanstandet,  jedoch um 
die Streichung des Satzes 3 in § 47 Abs. 2 gebeten, da der Wortlaut des § 47 - mit Ausnah-
me des Satzes 3 in Absatz 2 - ausschließlich von Planungsbereichen innerhalb des Bezirks 
der Kassenärztlichen Vereinigung als räumliche Bezugsgröße spricht und durch die Strei-
chung des Satzes 3 die Regelung des § 47 sprachlich unmissverständlich und einheitlich 
gefasst wird. Der Bitte des Bundesministeriums für Gesundheit kommt der Gemeinsame 
Bundesausschuss mit dem vorliegenden Beschluss nach. Die Streichung des Satzes 3 er-
folgt im Sinne einer redaktionellen Klarstellung. 

 

3. Verfahrensablauf 

Die Mitglieder des Unterausschusses haben sich in der Sitzung am 28. September 2009 ein-
vernehmlich für eine Änderung der ÄBPL-RL im Sinne der obigen Ausführungen ausgespro-
chen. 

 

4. Würdigung der Stellungnahmen 

Mit Schreiben vom 9. Dezember 2009 wurde der Bundesärztekammer (BÄK) und der 
Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 Abs. 5 SGB V Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. 
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Die BÄK hat gegen die beabsichtigte Richtlinienänderung keine Einwände erhoben. 

Mit Schreiben vom 14. Januar 2010 hat die BPtK mitgeteilt, dass sie die geplante Än-
derung für nicht beschlussfähig halte. Der Beschluss würde dazu führen, dass der aus 
ihrer Sicht bestehende rechtswidrige Zustand im Hinblick auf die gesetzlichen Vorga-
ben eines Mindestversorgungsanteils für Leistungserbringer, die ausschließlich Kinder 
und Jugendliche psychotherapeutisch behandeln, zementiert werde. Die Streichung 
eines Satzes - wie vorgesehen - sei nicht ausreichend, um die Rechtswidrigkeit des 
Beschlusses zur Einführung des § 47 ÄBPL-RL insgesamt aufzuheben. Eine Richtli-
nienregelung, welche sich als rechtswidrig erweise, habe der G-BA nach dem Grund-
satz der Rechtmäßigkeit der Verwaltung aufzuheben. Sofern der G-BA die rechtswid-
rige Regelung auch dann nicht aufhebe, wenn er sich ohnehin mit der Richtlinie be-
fasse, folge daraus die Rechtswidrigkeit seines neuen Beschlusses. 

In seiner Sitzung am 27. Januar 2010 hat sich der Unterausschuss Bedarfsplanung 
intensiv mit der Stellungnahme der BPtK auseinandergesetzt. Einvernehmlich haben 
die Mitglieder des Unterausschusses festgestellt, dass der Beschluss des G-BA vom 
18. Juni 2009 zur Umsetzung der Quotenregelung gemäß § 101 Abs. 4 S. 5 SGB V 
mit Schreiben des BMG vom 19. Oktober 2009 nicht beanstandet wurde. Hieraus 
folgt, dass das BMG im Rahmen seiner Rechtsaufsicht gemäß § 94 Abs. 1 SGB V die 
beschlossene Änderung der ÄBPL-RL für rechtmäßig erachtet hat und der Beschluss 
wirksam in Kraft treten konnte. Infolgedessen vermag das Argument der BPtK, wo-
nach der Beschluss des G-BA vom 18. Juni 2009 insgesamt rechtswidrig und der nun 
beabsichtigte Beschluss im Sinne einer fortgesetzten Rechtswidrigkeit ebenfalls unzu-
lässig sei, nicht zu überzeugen. Die gilt umso mehr, als das BMG selbst in seinem 
obigen Schreiben um die Streichung des in § 47 Abs. 2 enthaltenen Satzes 3 ÄBPL-
RL gebeten hatte und der G-BA mit seinem geplanten Beschluss dieser Bitte nunmehr 
nachkommt. 

Die Mitglieder des Unterausschusses sind darüber hinaus zu der Auffassung gelangt, 
dass die Stellungnahme den geplanten Beschluss einer Richtlinienänderung nur mit-
telbar, in dem oben geschilderten Zusammenhang einer – aus Sicht der BPtK – be-
stehenden Rechtswidrigkeit des § 47 ÄBPL-RL, streift, jedoch keine konkrete Aussa-
ge zum Beschlussinhalt selbst enthält. Mit den von der BPtK vorgebrachten Argumen-
ten hat sich der G-BA bereits im Stellungnahmeverfahren vor seinem Beschluss vom 
18. Juni 2009 auseinandergesetzt. Eine weitergehende Befassung mit der Stellung-
nahme der BPtK war daher nicht angezeigt.  
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Berlin, den 18. Februar 2010 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

gem. § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

 

 

Hess 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmeverfahrens
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